Ausfihrungsrichtlinien fur die Gewahrung von Zuschissen aus Haus-
haltsmitteln der Landeshauptstadt Wiesbaden zur Forderung der Stadte-
partnerschaftsaktivitdten der Partnerschaftsvereine in Wiesbaden

(gem. 8 29 der Zuschussrichtlinien der Landeshauptstadt Wiesbaden in der Fassung
vom 30.01.1997) Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 07.11.2002

1. Allgemeine Grundséatze

Die Landeshauptstadt Wiesbaden fordert auf der Grundlage dieser Richtlinien Vereine, die
sich durch vielfaltige Aktivitaten fir die Pflege und Intensivierung der Wiesbadener
Stadtepartnerschaften einsetzen.

Ein Rechtsanspruch auf Gewahrung von Zuschiissen oder Leistungen besteht nicht. Die in
diesen Richtlinien aufgefihrten Férderungszwecke kénnen nur im Rahmen der vorhandenen
Haushaltsmittel bezuschusst werden.

Je Stadtepartnerschaft kann nur ein Verein vom Hauptamt anerkannt und geférdert werden.
Es kbénnen nur solche Vereine anerkannt werden, die die folgenden Voraussetzungen
erfillen:

s Der Verein muss seinen Sitz in Wiesbaden haben und in das Vereinsregister des
Amtsgerichtes Wiesbaden eingetragen sein.

s Der Verein muss ausschlieZlich und unmittelbar gemeinnitzige Zwecke im Sinne der 88
51ff der Abgabenordnung verfolgen und darf keine eigenwirtschaftlichen Zwecke
verfolgen.

s Der Verein muss Uuberwiegend die Foérderung der Stadtepartnerschaft zwischen
Wiesbaden und der Partnerstadt zum Ziel haben.
Zuschussfahig sind Aktivitaten, die den Austausch und die Begegnung zwischen den
Menschen der Partnerstadte fordern. Der Verein muss sich ausdricklich bereit erklaren,
an der Stadtepartnerschaft interessierten Personen Hilfestellung zu geben sowie
Kontakte in die Partnerstadt zu vermitteln und sollte mit seinen Aktivitaten
unterschiedliche Bereiche wie u. a. Kultur, Jugend, Sport etc. abdecken.

«» Der Verein muss allen Wiesbadener Einwohnerinnen und Einwohnern offen stehen und
konfessionell und politisch unabhéngig sein.

2. Anerkennung als Partnerschaftsverein

Die Anerkennung als Partnerschaftsverein ist schriftlich zu beantragen bei

Landeshauptstadt Wiesbaden
Hauptamt
Schlof3platz 6
65183 Wiesbaden

Dem formlosen Antrag sind die folgenden Unterlagen beizufiigen:
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Vereinssatzung
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Liste der Vorstandsmitglieder, aus der der geschéftsfiihrende Vorstand ersichtlich ist
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Anzahl der Vereinsmitglieder
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Gestaltung der Mitgliedsbeitrage
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Projektplanung und Finanzierung
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% Eintragung ins Vereinsregister
% Bescheid des Finanzamtes uber die Anerkennung der Gemeinnutzigkeit

Das Hauptamt prift die Anerkennung nach Mal3gabe dieser Richtlinie und teilt seine
Entscheidung dem Verein schriftlich mit.

Sollten sich mehrere Gruppen oder Vereine um die Anerkennung als Partnerschaftsverein
fur eine bestimmte Stadt bemiihen, so wird das Hauptamt als Vermittler tétig, mit dem Ziel,
nach Madglichkeit einen gemeinsamen Partnerschaftsverein zu grinden, in dem sich die
verschiedenen Interessen widerspiegeln.

3. Aufhebung der Anerkennung

3.1:
Die Anerkennung als forderungswurdiger Partnerschaftsverein kann durch das Hauptamt
aufgehoben werden, wenn

o
*

*

die Vereinsaktivitaten dem Satzungszweck oder den allgemeinen Grundsatzen dieser
Richtlinie zuwider laufen

-,

¢+ Uber einen langeren Zeitraum nur minimale Aktivitdten stattfinden, was sich u. a. dadurch
zeigt, dass der Sockelbetrag Uber einen langeren Zeitraum nicht aufgebraucht wird
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der Partnerschaftsverein sonstige Aktivitaten entwickelt, die nicht dazu geeignet sind, die
Wiesbadener Stadtepartnerschaften entsprechend zu reprasentieren.

Die Aufhebung der Anerkennung ist dem Verein durch das Hauptamt schriftlich mitzuteilen.
3.2

Kommt es zur Aufkiindigung einer Stadtepartnerschaft, entfallt die Grundlage fiur die
Forderungswiirdigkeit des entsprechenden Partnerschaftsvereines.

4. Forderung

Die Partnerschaftsvereine werden geftérdert mit einem jahrlichen Sockelbetrag in Hohe von
1.500,00 € und erhalten auf’erdem eine Forderung fur ihr Engagement im Bereich der
stadtepartnerschaftlichen Aktivitaten im Rahmen der zur Verfligung stehenden
Haushaltsmittel.

SOCKELBETRAG

Antragstellung und Auszahlung; Zuschussvertrag

Die Auszahlung des Sockelbetrages muss von den anerkannten Partnerschaftsvereinen bis
spatestens 15. Februar des laufenden Jahres schriftlich beim Hauptamt beantragt werden.
Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizuflgen:

o
*

*

Projektplanung und -finanzierung fir das laufende Jahr
< aktuelle Liste der Vorstandsmitglieder
¢ aktuelle Anzahl der Vereinsmitglieder

s Gestaltung der Mitgliedsbeitrage

Vereine, die im laufenden Jahr erst nach dem 15. Februar anerkannt werden, erhalten die
Forderung erst ab dem darauf folgenden Jahr.



Nach Prifung der o. g. Unterlagen wird zwischen dem Partnerschaftsverein und der
Landeshauptstadt Wiesbaden — Hauptamt - ein Zuschussvertrag gem. 8 16 der
Zuschussrichtlinien der Landeshauptstadt Wiesbaden abgeschlossen.

Die Auszahlung kann nur im Rahmen der zur Verfliigung stehenden Haushaltsmittel erfolgen.

FORDERUNG DER PARTNERSCHAFTLICHEN AKTIVITATEN
Gegenstand der Férderung

1. Vordringliches Ziel der Stadtepartnerschaften Wiesbadens ist es, die Menschen der
unterschiedlichen Stadte zusammenzufiihren. Die Aktivititen der Vereine, die solche
Begegnungen veranstalten, sind daher in besonderem MaRe bezuschussungswirdig.

Um diese Sachleistung im Interesse der Stadt zu quantifizieren, werden fur die private
Unterbringung von Gasten aus einer Partnerstadt in Wiesbaden pro Gast und Nacht 20 € bei
der Berechnung der Eigenmittel der Vereine als Bemessungsgrundlage anerkannt.

2. Auch die durch den jeweiligen Verein erzielten Einnahmen sind Ausdruck seines
Engagements fir andere Menschen und damit auch zur Foérderung einer lebendigen
Partnerschaftskultur.

Mitgliedsbeitrage und Spenden, abgesehen von Zuschiissen anderer offentlicher Stellen
(von anderen stadtischen und staatlichen Stellen, aus europaischen Mitteln, von Kirchen,
Stiftungen etc.), die ein Verein vereinnahmt, flie3en daher mit 0,50 € pro eingenommenem
1,00 € in die Bemessungsgrundlage ein.

Antragstellung und Auszahlung; Zuschussvertrag

Die Zuschussgewéahrung muss bis zum 15. Februar des laufenden Jahres schriftlich beim
Hauptamt der Landeshauptstadt Wiesbaden beantragt werden.
Dem formlosen Antrag sind folgende Unterlagen beizuftigen:

< Nachweis uUber die Anzahl der Gaste und Ubernachtungen des vorangegangenen
Jahres; der Nachweis kann durch Vorlage einer Gasteliste mit Angabe der jeweiligen
Gastgeber bzw. Gastgeberinnen in  Verbindung mit einer Erklarung des
geschéftsfihrenden Vorstandes erfolgen.

s Aufstellung der im Vorjahr vereinnahmten Mitgliedsbeitrdge und Spenden unter
Beifligung von Originalbelegen, gdflls. nebst Kontoausziigen.

Anhand dieser Unterlagen ermittelt das Hauptamt die Hohe der zuschussfahigen Einnahmen
eines jeden Vereins und setzt die Forderbeitrage fur alle Partnerschaftsvereine ins Verhaltnis
zueinander.

Aus diesem Verhdltnis und den zur Verfiigung stehenden Haushaltsmitteln ergibt sich die
Hohe der Forderung fir das laufende Jahr.

Die Auszahlung kann nur nach Abschluss eines Zuschussvertrages gem. § 16 der

Zuschussrichtlinien der Landeshauptstadt Wiesbaden und im Rahmen der zur Verfigung
stehenden Haushaltsmittel erfolgen.

5. Verwendungsnachweis

Verwendungsnachweis

Bis zum 15. Februar des Folgejahres ist dem Hauptamt ein Verwendungsnachweis
vorzulegen. Der Verwendungsnachweis besteht aus
% Sachbericht Uber die Aktivitaten des Partnerschaftsvereins
< Von der Mitgliederversammlung beschlossener Rechenschaftsbericht
3



< Aufstellung der Einnahmen und Ausgaben mit kurzer Angabe des Zahlungsgrundes unter
Beifligung der Originalbelege, gdflls. nebst Kontoausziigen

Uberzahlungen werden zuriickgefordert oder von der Auszahlung des Zuschusses fiir das
Ifd. Jahr einbehalten.
6. Inkrafttreten

Diese Ausfuhrungsrichtlinien treten mit Beschlussfassung durch die Stadtver-
ordnetenversammlung der Landeshauptstadt Wiesbaden in Kraft.

Im Ubrigen gelten die Zuschussrichtlinien der Landeshauptstadt Wiesbaden in der jeweils
gultigen Fassung.



	Sockelbetrag
	Antragstellung und Auszahlung; Zuschussvertrag
	Förderung der partnerschaftlichen Aktivitäten

	Gegenstand der Förderung
	Antragstellung und Auszahlung; Zuschussvertrag
	Verwendungsnachweis

